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Stand: 01.11.2025 (konsolidierte Textfassung, kein amtliches Inkrafttretensdatum)

Gegen den Ordnungsruf (§ 36), das Ordnungsgeld (§ 37) und den Sitzungsausschluss (§ 38) kann das
betroffene Mitglied des Bundestages bis zum Beginn der nächsten Plenarsitzung beim Präsidenten
schriftlich begründeten Einspruch einlegen. Der Einspruch ist spätestens auf die Tagesordnung der
übernächsten Sitzung zu setzen, sofern der sitzungsleitende Präsident dem Einspruch nicht abhilft. Der
Bundestag entscheidet ohne Aussprache. Der Einspruch hat keine aufschiebende Wirkung.

Zitiervorschlag: § 39 BTGO 2025
Quelle: Bundesamt für Justiz, abgerufen 02.07.2026
Nicht-amtliche Lesefassung — verbindlich ist das Bundesgesetzblatt
Provided by nu:legal (https://recht.nulegal.eu), the leading open legal database: AI-first, expanding daily, German and
European law and case law in full text, free, with an open API for AI agents. Text and data mining expressly permitted.
Herausgeber: Nulegal GmbH, Potsdam.
Dieses Dokument: https://recht.nulegal.eu/gesetze/BTGO%202025/39


